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Auf Grundlage der §§ 28 Absatz 1, 28a des Gesetzes zur Verhütung und Bekämpfung von Infekti-
onskrankheiten beim Menschen (Infektionsschutzgesetz - IfSG) vom 20.07.2000 (BGBl. I S. 1045), 
zuletzt geändert durch Art. 4a des Gesetzes vom 21. 12.2020 (BGBl. I S. 3136) in Verbindung mit § 
3 Abs. 2 Nr. 1 des Gesetzes zur Regelung besonderer Handlungsbefugnisse im Rahmen einer epi-
demischen Lage von nationaler oder landesweiter Tragweite und zur Festlegung der Zuständigkei-
ten nach dem Infektionsschutzgesetz (Infektionsschutz- und Befugnisgesetz IfSBG-NRW) vom 
14.04.2020 (GV. NRW. S. 218b) in Verbindung mit §16 a Absatz 1 Satz 2 der Verordnung zum 
Schutz vor Neuinfizierungen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 (Coronaschutzverordnung - 
CoronaSchVO) vom 05.03.2021 (GV. NRW. S. 216) in der ab dem 29.03.2021 geltenden Fassung 
in Verbindung mit § 35 Satz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein- Westfa-
len (VwVfG NRW) vom 12.11.1999 (GV. NRW S. 602) - jeweils in der aktuell gültigen Fassung - 
erlässt der Bürgermeister der Stadt Velbert als örtliche Ordnungsbehörde in Umsetzung und Ergän-
zung der Regelungen zur Verhütung der Weiterverbreitung und Bekämpfung von SARS-CoV-2 Vi-
rus-Infektionen der CoronaSchVO folgende Allgemeinverfügung: 
 

Allgemeinverfügung zur Verlängerung  
der Geltungsdauer der Allgemeinverfügung 

zum Zwecke der Verhütung und Bekämpfung der Ausbreitung des 
Coronavirus SARS-CoV-2 vom 16.04.2021: 

 
1. Das in der Allgemeinverfügung vom 31. März 2021 angeordnete Verweilverbot ab 19:00 Uhr 

bis 8:00 Uhr (des Folgetages)  auf dem Gelände des Höferparks (Freizeitpark Nordstadt), des  
Pferdemarktes sowie im Herminghauspark und das Nutzungsverbot der Spielplätze (ein-
schließlich der als Spielflächen ausgewiesenen Schulhöfe) ist ab 19:00 Uhr bis 8:00 Uhr (des 
Folgetages), wird hiermit bis einschließlich 26. April 2021 verlängert. 
 

2. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. 
 
Begründung: 
Die Stadt Velbert ist als örtliche Ordnungsbehörde für die Anordnung und Durchführung des Infekti-
onsschutzgesetzes zuständig (§ 3 Infektionsschutz- und Befugnisgesetz vom 14.04.2020). Gem. § 
28 Abs. 1, Satz 1, 2 IfSG trifft die zuständige Behörde die notwendigen Schutzmaßnahmen, wenn 
Kranke, Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider festgestellt werden, o-
der sich ergibt, dass ein verstorbener Kranker, Krankheitsverdächtiger oder Ausscheider war, soweit 
und solange es zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. 
 
Die Stadt Velbert kann nach den Bestimmungen des Infektionsschutzgesetzes und der Corona-
schutzverordnung alle notwendigen Maßnahmen treffen, die zur Verhinderung der Verbreitung über-
tragbarer Krankheiten erforderlich sind. 
Mit Blick auf die derzeitige Infektionswelle durch das Coronavirus in Deutschland wird durch das 
Robert-Koch-Institut eine Gefährdungslage in Bezug auf die Verbreitung des Virus angenommen. 
Um das Gesundheitswesen nicht zu überlasten und die erforderlichen Kapazitäten für die Behand-
lung der Erkrankten, aber auch für sonstige Krankheitsfälle bereit zu halten und die erforderliche Zeit 
für die Entwicklung bislang nicht vorhandener Therapeutika und das Verimpfen der bereits zugelas-
senen Impfstoffe zu gewinnen, ist es notwendig, den Eintritt von weiteren SARS-CoV-2-Infektionen 
zu verzögern. Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im Sinne des § 2 Nr. 1 
IfSG. Der Virus wird von Mensch zu Mensch übertragen. Hauptübertragungsweg ist die Tröpfchen-
infektion. Dies kann direkt von Mensch zu Mensch über die Schleimhäute der Atemwege geschehen 
oder auch indirekt über Hände, die dann mit Mund- oder Nasenschleimhaut sowie der Augenbinde-
haut in Kontakt gebracht werden. Insofern erhöht sich das Risiko einer Ansteckung mit dem COVID-
19 Virus bei engem Kontakt ohne Einhaltung von Mindestabständen und bei Ansammlungen größe-
rer Menschengruppen und damit die Gefahr, dass sich die Infektionen sich in der Bevölkerung wei-
terverbreiten. 
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Ein wesentlicher Indikator für besondere Schutzmaßnahmen auf örtlicher Ebene ist dabei die Zahl 
der Neuinfektionen innerhalb von sieben Tagen bezogen auf 100.000 Einwohner (7-Tage-Inzidenz). 
 
Gem. § 16 a Abs.1 Satz 2 CoronaSchVO kann die zuständige Behörde im Einzelfall auch über diese 
Verordnung hinausgehende Schutzmaßnahmen anordnen. Der Kreis Mettmann weist nach Daten-
stand des Landeszentrums Gesundheit NRW seit mehreren Tagen einen Inzidenzwert von über 175 
auf, sodass die Stadt Velbert nun auf Grund des derzeitigen Infektionsgeschehens weitere Schutz-
maßnahmen zur Verhinderung oder zumindest Eindämmung der Weiterverbreitung des Virus an-
ordnet. 
Die in der Allgemeinverfügung vom 31. März 2021 angeführten Gründe für die getroffenen Anord-
nungen bestehen somit fort. 
 
Die Anordnungen stellen nach § 28 Abs. 1 Satz 1 Infektionsschutzgesetz (IfSG), wie oben erläutert 
eine notwendige und damit angemessene Schutzmaßnahme zum Schutze der Allgemeinheit vor 
einer weiteren unkontrollierbaren Weiterverbreitung der Infektionen mit dem COVID-19 Virus in der 
Bevölkerung dar und sollen einen möglichst weitgehenden Gesundheitsschutz erreichen. Unter den 
zur Verfügung stehenden Schutzmaßnahmen, sind die Anordnungen die einzigen wirksamen und 
nur gering belastenden Schutzmaßnahmen, die zur Verfügung stehen. 
 
Das in § 28 Abs. 1 Satz 2 IfSG eingeräumte Ermessen wird pflichtgemäß ausgeübt. Hierbei sind 
entgegengesetzte Interessen unter Beachtung des Grundsatzes der Verhältnis-mäßigkeit gegenei-
nander abgewogen worden. Das Interesse der Allgemeinheit an einer Verlangsamung der Verbrei-
terung des Virus und dadurch der Aufrechterhaltung eines funktionierenden Gesundheitssystems 
rechtfertigt die getroffenen Einschränkungen und überwiegt entgegenstehenden privaten oder ge-
werblichen Interessen. 
 
Diese Allgemeinverfügung ergeht im Einvernehmen mit dem Ministerium für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales NRW. 
 
Die sonstigen Vorschriften der CoronaSchVO bleiben unberührt und sind zu beachten. 
 
Diese Allgemeinverfügung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar gemäß § 28 Abs. 3 i.V.m. § 16 Abs. 
8 IfSG. 
 
Gemäß § 41 Abs. 4 Satz 3 VwVfG NRW gilt bei öffentlicher Bekanntgabe eines Verwaltungsaktes 
dieser zwei Wochen nach der ortsüblichen Bekanntmachung als bekanntgegeben. In der Allgemein-
verfügung kann gemäß § 41 Abs. 4 Satz 4 VwVfG NRW ein hiervon abweichender Tag, jedoch 
frühestens der auf die Bekanntmachung folgende Tag, bestimmt werden. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats ab Bekanntgabe Klage beim Ver-
waltungsgericht Düsseldorf, Bastionstr. 39, 40213 Düsseldorf, erhoben werden. Die Klage ist schrift-
lich oder zur Niederschrift beim Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu erklären. Sollte die Frist 
durch ein Verschulden eines von Ihnen Bevollmächtigten versäumt werden, so würde dessen Ver-
schulden Ihnen zugerechnet werden. 
Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Dokuments an die elektronische Post-
stelle des Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument muss für die Bearbeitung durch 
das Gericht geeignet sein. Es muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwor-
tenden Person versehen sein oder von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren 
Übermittlungsweg gemäß § 55a Abs. 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) vom 19. März 1991 
(BGBl. I S. 686) in der z.Z. geltenden Fassung eingereicht werden. 
Die für die Übermittlung und Bearbeitung geeigneten technischen Rahmenbedingungen bestimmen 
sich nach näherer Maßgabe der Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elekt-
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ronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Behördenpostfach (Elektroni-
scher-Rechtsverkehr-Verordnung – ERVV) vom 24.11.2017 (BGBl. I S. 3803) in der z.Z. geltenden 
Fassung. 
 
Velbert, 16. April 2021 
Stadt Velbert 
In Vertretung 
gez. Böll 
1. Beigeordneter 

 
---------- 

 
Öffentliche Zustellung 

 
Gemäß § 1 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeszustel-
lungsgesetz – LZG NRW) vom 07.03.2006 (GV NRW S. 94) in Verbindung mit  § 10 LZG NRW in 
der zurzeit gültigen Fassung wird der Grundabgabenbescheid der  Stadt Velbert vom 29.01.2021 
(Kassenzeichen 97131696) für Herrn 
 

Carsten Bendig 
(letzte bekannte Anschrift war Rahmheide 24, 45326 Essen, Ruhr) 

 
durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
 
Eine Zustellung auf andere Art kann nicht erfolgen, da die derzeitige Anschrift des Steuerpflichtigen 
nicht festgestellt werden konnte. 
 
Die Abgabenbescheide können bei der Stadtverwaltung Velbert – Steueramt –, Thomasstraße 1 A 
/ Gebäude B, Zimmer U 128 von dem Steuerpflichtigen eingesehen werden. 
 
Durch die Öffentliche Zustellung können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechts-
verluste drohen. 
 
Velbert,  30.03.2021 
Stadt Velbert 
Der Bürgermeister 
Im Auftrag 
Lorenberg 
Sachbearbeiter 

 

---------- 

 

Öffentliche Ausschreibungen 
 

Die Stadt Velbert und die Technischen Betriebe Velbert AöR schreiben folgende Arbeiten aus:  
 

 Rohbauarbeiten Dach Nikolaus-Ehlen-Gymnasium in Velbert 

 Grafik- und Druckarbeiten für das Deutsche Schloss- und Beschlägemuseum 

 Lieferung von Rettungsdienstbekleidung 

 

Die Bekanntmachungstexte können im Internet unter www.velbert.de eingesehen werden. 

 


